
07.06.200407.06.200407.06.200407.06.2004 

 
M e m b e r s  of  the B o a r d: 

Elisabeth Müller (Germany) President 
Sophia Spiliotopoulos (Greece) Vice- President 
María Durán- Febrer (Spain) Secretary 
Nicole Van Crombrugghe (Belgium) Treasurer 
Anna Sporrer (Austria) 
Agnete Andersen (Denmark) 
Leena Linnainmaa (Finland) 

Marie- Jeanne Campana (France) 
Frances Meenan (Ireland) 
Marcella Pirrone (Italy) 
Viviane Ecker (Luxemburg) 
Isabel da Silva Mendes (Portugal) 
Gunilla Ekberg (Sweden) 
Margreet de Boer (The Netherlands) 
Judith Willis (United Kingdom) 

A sso c i a t i o n  I n t e r n a t i o n a l e  sa n s  b u t  l u c r a t i f  ( A I S B L )  i . f .  ;  
E W L A ,  4  d r è ve  d e s  R e n a r d s ,  b o s  1 6 ,  B -  1 1 8 0  B r u xe l l e s ,  B e l g i q u e  

T e l . :  + + 3 2 - 2 - 3 7 3  0 9  1 0 - ,  F a x :  + + 3 2 - 2 -  3 7 5  4 5  2 5 ,  e m a i l :  i n f o @ e w l a . o r g ;  w w w . e w l a . o r g  
C a i sse  P r i vé ,  A cco u n t  N °  6 3 0 - 0 2 3 6 4 1 6 - 8 6 ,  C h a m p s  d u  M a r s  2 ,  B -  1 0 5 0  B r u xe l l e s ,  B I C / S W I F T  :  C A P V B E P P  

 
 
 
 
 
 
 
 

Vorschriften mit besonderer frauenpolitischer Bedeutung 
im  

Entwurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa 
 
 
 
 
 
 

(Material zum Beitrag von Rechtsanwältin Gabriele C. Klug anlässlich des 
Vortrags beim Ladies Lunch der Heinrich-Böll-Stiftung Frankfurt am Main, 
07.06.2004) 



Entwurf EU-Verfassungsvertrag 

 
 
 

2 

Gleichstellung der Geschlechter/ weitere Vorschriften mit besonderer 
Frauenrelevanz im Verfassungsvertragsenwurf1 
Status quo Verfassungs(vertrags)entwurf 

Werte 
Artikel 6 Absatz 1 des EU-Vertrags: 

Die Union beruht auf den Grundsätzen der 
Freiheit, der Demokratie, der Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der 
Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen 
Mitgliedstaaten gemeinsam. 
 
Art. 7 EUV: Sanktionen 

Artikel I-2 der Verfassung: 

Die Werte, auf denen die Union sich gründet, 
sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und 
die Wahrung der Menschenrechte; diese Werte 
sind allen Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft 
gemeinsam, die sich durch Pluralismus, Toleranz, 
Gerechtigkeit, Solidarität und Nichtdiskriminie-
rung auszeichnet. 

Ziele 
Artikel 2 des EU-Vertrags: (vgl. auch Art. 3 

Abs. 1 EUV) 

Die Union setzt sich folgende Ziele: (…)- die 
volle Wahrung des gemeinschaftlichen Besitz-
stands und seine Weiterentwicklung (…) 
Artikel 2 des EG-Vertrags: 

Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die Er-
richtung eines Gemeinsamen Marktes und einer 
Wirtschafts- und Währungsunion sowie durch die 
Durchführung der in den Artikeln 3 und 4 ge-
nannten gemeinsamen Politiken und Maßnahmen 
in der ganzen Gemeinschaft … die Gleichstel-
lung von Männern und Frauen… zu fördern. 

Artikel I-3 Absatz 3 Unterabsatz 3 der Verfas-

sung: 

Sie bekämpft soziale Ausgrenzung und Diskri-
minierungen und fördert Gerechtigkeit und sozi-
alen Schutz, die Gleichstellung von Frauen und 
Männern, die Solidarität zwischen den Generati-

onen und die Rechte des Kindes. 

Querschnittsklauseln 
Artikel 3 Absatz 2 des EG-Vertrags: 

Bei allen in diesem Artikel genannten Tätigkeiten 
wirkt die Gemeinschaft darauf hin, Ungleichhei-
ten zu beseitigen und die Gleichstellung von 
Männern und Frauen zu fördern. 

Artikel III-2 der Verfassung: 

Bei allen in diesem Teil genannten Maßnahmen 
wirkt die Union darauf hin, dass Ungleichheiten 
beseitigt werden und die Gleichstellung von 
Männern und Frauen gefördert wird. 

Artikel III-3 der Verfassung: 

Bei der Festlegung und Durchführung der Politik 
und der Maßnahmen in den in diesem Teil ge-
nannten Bereichen zielt die Union darauf ab, Dis-
kriminierungen aus Gründen des Geschlechts, 
der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu be-
kämpfen. 

                                                 
 
1 Grundlage: Vortrag von EWLA-Präsidentin Rechtsanwältin Elisabeth Müller, Berlin und Brüssel,  gehalten auf dem DJB-Kongress 
September 2003, Berlin – aktualisiert von der Verfasserin 
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Diskriminierungsverbote 
Artikel 21 Absatz 2 der Grundrechtecharta: 

Diskriminierungen, insbesondere wegen des Ge-
schlechts … sind verboten.] 

Artikel II-21 Absatz 1 der Verfassung 

Diskriminierungen insbesondere wegen des Ge-
schlechts … sind verboten.  

Artikel 23 der Grundrechtecharta 

Die Gleichheit von Männern und Frauen ist in 
allen Bereichen, einschließlich der Beschäfti-
gung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicher-
zustellen. 
Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehal-
tung oder der Einführung spezifischer Vergünsti-
gungen für das unterrepräsentierte Geschlecht 
nicht entgegen. 

Artikel II-23 der Verfassung 

Die Gleichheit von Männern und Frauen ist in 
allen Bereichen, einschließlich der Beschäfti-
gung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts, sicher-
zustellen. 
Der Grundsatz der Gleichheit steht der Beibehal-
tung oder der Einführung spezifischer Vergünsti-
gungen für das unterrepräsentierte Geschlecht 
nicht entgegen. 

Artikel 51 der Grundrechtecharta 

Anwendungsbereich 
(1) Diese Charta gilt für die Organe und Einrich-
tungen der Union unter Einhaltung des Subsidia-
ritätsprinzips und für die Mitgliedstaaten aus-
schließlich bei der Durchführung des Rechts der 
Union. Dementsprechend achten sie die Rechte, 
halten sie sich an die Grundsätze und fördern sie 
deren Anwendung gemäß ihren jeweiligen Zu-
ständigkeiten. 
(2) Diese Charta begründet weder neue Zustän-
digkeiten noch neue Aufgaben für die Gemein-
schaft und für die Union, noch ändert sie die in 
den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten und 
Aufgaben. 

 

Art. II- 51 der Verfassung 

(1) Diese Charta gilt für die Organe, Einrichtun-
gen, Ämter und Agenturen der Union unter Ein-
haltung des Subsidiaritätsprinzips und für die 
Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchfüh-
rung des Rechts der Union. Dementsprechend 
achten sie die Rechte, halten sie sich an die 
Grundsätze und fördern sie deren Anwendung 
gemäß ihren jeweiligen Zuständigkeiten und un-
ter Achtung der Grenzen der Zuständigkeiten, 
die der Union in anderen Teilen der Verfassung 
übertragen werden. 
(2) Diese Charta dehnt den Geltungsbereich des 
Unionsrechts nicht über die Zuständigkeiten der 
Union hinaus aus und begründet weder neue 
Zuständigkeiten noch neue Aufgaben für die 
Union, noch ändert sie die in den anderen Teilen 
der Verfassung festgelegten Zuständigkeiten und 
Aufgaben. 
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Artikel 52 der Grundrechtecharta 
(1) Jede Einschränkung der Ausübung der in die-
ser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten 
muss gesetzlich vorgesehen sein und den We-
sensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. 
Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorge-
nommen werden, wenn sie notwendig sind und 
den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl 
dienenden Zielsetzungen oder den Erfordernissen 
des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer 
tatsächlich entsprechen. 
(2) Die Ausübung der durch diese Charta aner-
kannten Rechte, die in anderen Teilen der Verfas-
sung geregelt sind, erfolgt im Rahmen der in die-
sen einschlägigen Teilen festgelegten Bedingun-
gen und Grenzen. 
(3) So weit diese Charta Rechte enthält, die den 
durch die Europäische Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten garan-
tierten Rechten entsprechen, haben sie die gleiche 
Bedeutung und Tragweite, wie sie ihnen in der 
genannten Konvention verliehen wird. Diese Be-
stimmung steht dem nicht entgegen, dass das 
Recht der Union einen weiter gehenden Schutz 
gewährt . 
 

Art. II- 52 der Verfassung 
(1) Jede Einschränkung der Ausübung der in die-
ser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten 
muss gesetzlich vorgesehen sein und den We-
sensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. 
Unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit dürfen Einschränkungen nur vorge-
nommen werden, wenn sie notwendig sind und 
den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl 
dienenden Zielsetzungen oder den Erfordernissen 
des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer 
tatsächlich entsprechen. 
(2) Die Ausübung der durch diese Charta aner-
kannten Rechte, die in anderen Teilen der Verfas-
sung geregelt sind, erfolgt im Rahmen der in die-
sen einschlägigen Teilen festgelegten Bedingun-
gen und Grenzen. 
(3) So weit diese Charta Rechte enthält, die den 
durch die Europäische Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten garan-
tierten Rechten entsprechen, haben sie die gleiche 
Bedeutung und Tragweite, wie sie ihnen in der 
genannten Konvention verliehen wird. Diese Be-
stimmung steht dem nicht entgegen, dass das 
Recht der Union einen weiter gehenden Schutz 
gewährt . 
(4) Soweit in dieser Charta Grundrechte aner-
kannt werden, wie sie sich aus den gemeinsa-
men Verfassungsüberlieferungen der Mitglied-
staaten ergeben, werden sie im Einklang mit 
diesen Überlieferungen ausgelegt. 
(5) Die Bestimmungen dieser Charta, in denen 
Grundsätze festgelegt sind, können durch Akte 
der Gesetzgebung und der Ausführung der Or-
gane und Einrichtungen der Union sowie durch 
Akte der Mitgliedstaaten zur Durchführung des 
Rechts der Union in Ausübung ihrer jeweiligen 
Zuständigkeiten umgesetzt werden. Sie können 
vor Gericht nur bei der Auslegung dieser Akte 
und bei Entscheidungen über deren Rechtmä-
ßigkeit herangezogen werden. 
(6) Den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
und Gepflogenheiten ist, wie es in diese Charta 
bestimmt ist, in vollem Umfang Rechnung zu 
tragen. 
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Art. 53 der Grundrechtecharta 
Keine Bestimmung dieser Charta ist als eine Ein-
schränkung oder Verletzung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten auszulegen, die in dem je-
weiligen Anwendungsbereich durch das Recht 
der Union und das Völkerrecht sowie durch die 
internationalen Übereinkommen, bei denen die 
Union, die Gemeinschaft oder alle Mitgliedstaa-
ten Vertragsparteien sind, darunter insbesondere 
die Europäische Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, sowie 
durch die Verfassungen der Mitgliedstaaten aner-
kannt werden. 

Art. II- 53 der Verfassung 
Keine Bestimmung dieser Charta ist als eine Ein-
schränkung oder Verletzung der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten auszulegen, die in dem je-
weiligen Anwendungsbereich durch das Recht 
der Union und das Völkerrecht sowie durch die 
internationalen Übereinkommen, bei denen die 
Union oder alle Mitgliedstaaten Vertragsparteien 
sind, darunter insbesondere die Europäische 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, sowie durch die Verfassun-
gen der Mitgliedstaaten anerkannt werden. 

Art. 54 der Grundrechtecharta 

Keine Bestimmung dieser Charta ist so auszule-
gen, als begründe sie das Recht, eine Tätigkeit 
auszuüben oder eine Handlung vorzunehmen, die 
darauf abzielt, die in der Charta anerkannten 
Rechte und Freiheiten abzuschaffen oder sie 
stärker einzuschränken, als dies in der Charta 
vorgesehen ist. 

Art. II-54 der Verfassung 

Keine Bestimmung dieser Charta ist so 
auszulegen, als begründe sie das Recht, eine 
Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung 
vorzunehmen, die darauf abzielt, die in der Charta 
anerkannten Rechte und Freiheiten abzuschaffen 
oder sie stärker einzuschränken, als dies in der 
Charta vorgesehen ist. 

Artikel 141 des EG-Vertrags: 

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung 
des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer 
und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger 
Arbeit sicher. 

Artikel III-108 der Verfassung: 

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung 
des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer 
und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger 
Arbeit sicher. 

(2) Unter „Entgelt “im Sinne dieses Artikels 
sind die üblichen Grund- oder Mindestlöhne und 
-gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen zu 
verstehen, die der Arbeitgeber aufgrund des 
Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer 
unmittelbar oder mittelbar in bar oder in 
Sachleistungen zahlt. 
Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
bedeutet, 
a) dass das Entgelt für eine gleiche nach Akkord 

bezahlte Arbeit aufgrund der gleichen 
Maßeinheit festgesetzt wird, 

b) dass für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das 
Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist. 

(2) Unter "Entgelt" im Sinne dieses Artikels 
sind die üblichen Grund- oder Mindestlöhne und 
-gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen zu 
verstehen, die der Arbeitgeber aufgrund des 
Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer 
unmittelbar oder mittelbar in bar oder in 
Sachleistungen zahlt. 
Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
bedeutet, 
a) dass das Entgelt für eine gleiche nach Akkord 

bezahlte Arbeit aufgrund der gleichen 
Maßeinheit festgesetzt wird, 

b) dass für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das 
Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist. 
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(3) Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren 
des Artikels 251 und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Anwendung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit und der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen in 
Arbeits- und Beschäftigungsfragen, einschließlich 
des Grundsatzes des gleichen Entgelts bei 
gleicher oder gleichwertiger Arbeit. 

(3) Die Maßnahmen, die die Anwendung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit und der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen in 
Arbeits- und Beschäftigungsfragen, einschließlich 
des Grundsatzes des gleichen Entgelts bei 
gleicher oder gleichwertiger Arbeit, 
gewährleisten, werden durch Europäische 
Gesetze oder Rahmengesetze festgelegt. Diese 
werden nach Anhörung des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses erlassen. 

(4) Im Hinblick auf die effektive 
Gewährleistung der vollen Gleichstellung von 
Männern und Frauen im Arbeitsleben hindert der 
Grundsatz der Gleichbehandlung die 
Mitgliedstaaten nicht daran, zur Erleichterung der 
Berufstätigkeit des unterrepräsentierten 
Geschlechts oder zur Verhinderung bzw. zum 
Ausgleich von Benachteiligungen in der 
beruflichen Laufbahn spezifische 
Vergünstigungen beizubehalten oder zu 
beschließen. 

(4) Im Hinblick auf die effektive 
Gewährleistung der vollen Gleichstellung von 
Männern und Frauen im Arbeitsleben hindert der 
Grundsatz der Gleichbehandlung die 
Mitgliedstaaten nicht daran, zur Erleichterung der 
Berufstätigkeit des unterrepräsentierten 
Geschlechts oder zur Verhinderung bzw. zum 
Ausgleich von Benachteiligungen in der 
beruflichen Laufbahn spezifische 
Vergünstigungen beizubehalten oder zu 
beschließen. 

Kompetenzen 
Artikel 13 Absatz 1 des EG-Vertrags: 
(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen 
dieses Vertrags kann der Rat im Rahmen der 
durch den Vertrag auf die Gemeinschaft 
übertragenen Zuständigkeiten auf Vorschlag der 
Kommission und nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments einstimmig geeignete 
Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus 
Gründen des Geschlechts … zu bekämpfen. 
(2) Abweichend von Absatz 1 beschließt der Rat 
gemäß dem Verfahren des Artikels 251, wenn er 
gemeinschaftliche Fördermaßnahmen unter 
Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
zur Unterstützung der Maßnahmen annimmt, die 
die Mitgliedstaaten treffen, um zur 
Verwirklichung der in Absatz 1 genannten Ziele 
beizutragen. 
 

Artikel III-8 der Verfassung: 
(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der 
Verfassung und im Rahmen der durch die 
Verfassung auf die Union übertragenen 
Zuständigkeiten können die für die Bekämpfung 
von Diskriminierungen aus Gründen des 
Geschlechts (…) erforderlichen Maßnahmen 
durch ein Europäisches Gesetz oder 
Rahmengesetz des Ministerrates festgelegt 
werden. Der Ministerrat beschließt einstimmig 
nach Zustimmung des Europäischen Parlaments. 
 
(2) Die Grundprinzipien für die 
Fördermaßnahmen der Union und solche 
Maßnahmen selbst, mit denen die Maßnahmen 
der Mitgliedstaaten unterstützt werden sollen, 
können unter Ausschluss jeglicher 
Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
durch Europäische Gesetze oder Rahmengesetze 
festgelegt werden. 
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Artikel 308 EG-Vertrag: 
Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft 
erforderlich, um im Rahmen des Gemeinsamen 
Marktes eines ihrer Ziele zu verwirklichen, und 
sind in diesem Vertrag die hierfür erforderlichen 
Befugnisse nicht vorgesehen, so erlässt der Rat 
einstimmig auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments die 
geeigneten Vorschriften. 

Artikel 17 Absatz 1: 
Erscheint ein Tätigwerden der Union im Rahmen 
der in Teil III festgelegten Politikbereiche 
erforderlich, um eines der Ziele dieser Verfassung 
zu verwirklichen, und sind in dieser Verfassung 
die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht 
vorgesehen, so erlässt der Rat einstimmig auf 
Vorschlag der Kommission und nach 
Zustimmung des Europäischen Parlaments die 
geeigneten Vorschriften. 

 
 Besetzung der Organe 

 
 Artikel I-26 Absatz 2 der Verfassung 

(2) Jeder durch das Rotationssystem bestimmte 
Mitgliedstaat erstellt eine beide Geschlechter 
berücksichtigende Liste von drei Personen, die 
er für geeignet erachtet, das Amt eines 
Europäischen Kommissars auszuüben. Der 
gewählte Präsident benennt die dreizehn 
Europäischen Kommissare aufgrund ihrer 
Kompetenz, ihres Engagements für Europa und 
ihrer Gewähr für Unabhängigkeit, indem er aus 
jeder Vorschlagsliste eine Person auswählt. Der 
Präsident und die als Mitglieder des Kollegiums 
benannten Persönlichkeiten einschließlich des 
künftigen Außenministers der Union sowie die 
als Kommissare ohne Stimmrecht benannten 
Persönlichkeiten stellen sich gemeinsam dem 
Zustimmungsvotum des Europäischen 
Parlaments. Die Amtszeit der Kommission 
beträgt fünf Jahre. 
 

 
Menschenhandel 
 
Art. III-168 
(1) Die Union entwickelt eine gemeinsame Einwanderungspolitik, die in allen Phasen eine 
effiziente Steuerung der Migrationsströme, eine angemessene Behandlung von Drittstaatsangehörigen, 
die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat aufhalten, sowie eine Prävention und verstärkte 
Bekämpfung von illegaler Einwanderung und Menschenhandel gewährleisten soll. 
(2) Zu diesem Zweck werden durch Europäische Gesetze oder Rahmengesetze die Maßnahmen in 
folgenden Bereichen festgelegt: 

a) Einreise- und Aufenthaltsvoraussetzungen sowie Normen für die Erteilung von Visa für 
einen langfristigen Aufenthalt und von Aufenthaltstiteln, einschließlich solcher zur 
Familienzusammenführung, durch die Mitgliedstaaten; 
b) Festlegung der Rechte von Drittstaatsangehörigen, die sich rechtmäßig in einem 
Mitgliedstaat aufhalten, einschließlich der Bedingungen, unter denen sie sich in den anderen 
Mitgliedstaaten frei bewegen und aufhalten dürfen, 
c) illegale Einwanderung und illegaler Aufenthalt, einschließlich Abschiebung und der 
Rückführung solcher Personen, die sich illegal in einem Mitgliedstaat aufhalten; 
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d) Bekämpfung des Menschenhandels, insbesondere des Handels mit Frauen und 

Kindern. 
(3) Die Union kann gemäß Artikel 111-227 mit Drittländern Abkommen über eine 
Rückübernahme illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger in ihr Ursprungs- oder Herkunftsland 
schließen. 
(4) Durch Europäische Gesetze oder Rahmengesetze können unter Ausschluss 
jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten Maßnahmen 
festgelegt werden, mit denen die Bemühungen der Mitgliedstaaten um die Integration der sich 
rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet aufhaltenden Drittstaatsangehörigen gefördert und unterstützt 
werden. 
(5) Dieser Artikel berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, festzulegen, wie viele 

Drittstaatsangehörige aus Drittstaaten in ihr Hoheitsgebiet einreisen dürfen, um dort als 
Arbeitnehmer oder Selbstständige Arbeit zu suchen. 

 
Artikel III - 172 
(1) Durch Europäische Rahmengesetze können Mindestvorschriften zur Festlegung von Straftaten 
und Strafen in Bereichen besonders schwerer Kriminalität festgelegt werden, die aufgrund der Art 
oder der Auswirkungen der Straftaten oder aufgrund einer besonderen Notwendigkeit, sie von 
gemeinsamen Grundlagen ausgehend zu bekämpfen, eine grenzüberschreitende Dimension haben. 
Derartige Kriminalitätsbereiche sind: Terrorismus, Menschenhandel und sexuelle Ausbeutung von 

Frauen und Kindern, illegaler Drogenhandel, illegaler Waffenhandel, Geldwäsche, Korruption, 
Fälschung von Zahlungsmitteln, Computerkriminalität und organisierte Kriminalität. 
Je nach den Entwicklungen der Kriminalität kann der Ministerrat einen Europäischen Beschluss 
erlassen, in dem andere die Kriterien dieses Absatzes erfüllende Kriminalitätsbereiche bestimmt 
werden. Er beschließt einstimmig nach Zustimmung des Europäischen Parlaments. 
(2) Erweist sich die Angleichung strafrechtlicher Normen als unerlässlich für die wirksame 
Durchführung der Politik der Union auf einem Gebiet, auf dem Harmonisierungsmaßnahmen erfolgt 
sind, so können durch Europäische Rahmengesetze Mindestvorschriften für die Festlegung von 
Straftaten und Strafen auf dem betreffenden Gebiet festgelegt werden. 
Unbeschadet des Artikels III-165 wird ein solches Rahmengesetz nach dem gleichen Verfahren wie 
die in Unterabsatz 1 genannten Harmonisierungsmaßnahmen erlassen. 
 
 


